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Vorwort

»DieZeit ist ausdenFugen.«WohlniewurdediesesZitat ausShakespeares

Hamlet so oft strapaziert wie in der Gegenwart, und nur selten war es zu-

gleich sopassendwie heute.UnwägbarkeitenundUnsicherheit allerorten.

Die Überlappung und Verschränkung von bekannten und unerwarteten

Krisen schafft für alle Akteure inWirtschaft, Gesellschaft und Politik eine

mehr als unübersichtliche Lage.Das gilt auch für die Soziologie,die Politik

und die Gewerkschaften. Von allen drei Feldern soll im vorliegenden Ge-

sprächsband die Rede sein, allerdings mit einem deutlichen Schwerpunkt

auf Fragen linker Politik und gewerkschaftlicher Strategiebildung. Dabei

wird mit der dialogischen Problembearbeitung ein Format erprobt, das

sich vonüblichen akademischenMonografien oder Sammelbändenunter-

scheidet. Zugleich soll es einen lockererenUmgangmit den ansonsten un-

verzichtbaren Regeln exakten wissenschaftlichen Zitierens ermöglichen.

Dass dennoch wissenschaftliche Diskussionsstände nicht gänzlich igno-

riert werden sollen, wird an den bewusst spärlich gehaltenen Anmerkun-

gen und Literaturhinweisen deutlich.

Den Leser:innen dieses Bandes wird nicht verborgen bleiben, dass

der Antwortende in zwei Welten lebt, in der Welt der Soziologie und

der Gewerkschaften. Mal antwortet der soziologisch informierte Ge-

werkschafter, mal der gewerkschaftsnahe Soziologe; mal dominiert der

wissenschaftliche Blick und stützen sich Analysen und Antworten auf

sozialwissenschaftliche Diagnosen; mal beruhen die Einschätzungen

auf Erfahrungen, die aus einer jahrzehntelangen Mitwirkung an ge-

werkschaftlicher Praxis und Strategiedebatte hervorgehen. Ich hoffe,

dass beide Sichtweisen voneinander profitieren und sich wechselseitig

inspirieren.

Jedenfalls wollen die präsentierten Gedanken zwei Entwicklungen

zusammenführen, an denen sich der Autor aktiv beteiligt. Einmal die
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erfreulicherweise wieder zunehmende Bereitschaft der Gewerkschaften,

in ihren Strategiedebatten stärker den Dialog mit der kritischen Wissen-

schaft zu suchen und die angebotene Expertise der vielen dialogbereiten

(oftmals erfreulich jungen) Wissenschaftler:innen als Bereicherung der

eigenen Strategiebemühungen anzuerkennen. Zugleich wollen die Über-

legungen an jener Debatte um eine öffentliche Soziologie (public sociology)

anknüpfen, die die soziologische Forschung wieder näher an die gesell-

schaftlichen Problemlagen heranführen will, ohne die Standards guter

wissenschaftlicher Praxis zu vernachlässigen. Es geht um eine Sozio-

logie, die mit wissenschaftlichen Methoden erarbeitetes, sogenanntes

evidenzbasiertes Wissen einer Politik zur Verfügung stellen will, die sich

– allgemein gesprochen – dem Ziel einer gerechten Krisenbewältigung

und einer besseren Gesellschaft verpflichtet weiß.Dass der Band auch ein

Orientierungsangebot für die vielen Kolleg:innen aus dem gewerkschaft-

lichen Bereich offerieren will, die in der Tradition gewerkschaftlicher

Bildungsarbeit dieTheorie vor allem als Kompass für die Praxis verstehen,

sei ebenfalls nicht verschwiegen.

Die Liste derThemen, über die ichmit meinemCo-Autor StephanHe-

bel sprach, folgte zunächst einem vorformulierten Plan. Dieser wurde im

Laufe der Gespräche freilich erweitert undmodifiziert. Ziel war es, einige

der zentralen Probleme zu erörtern, mit denen sich kritische Sozialwis-

senschaften sowie fortschrittliche Politik und Gewerkschaftsarbeit kon-

frontiert sehen. Dabei werden weder allgemeine Wahrheiten verkündet

noch schnelle Antworten auf komplexe Sachverhalte angeboten. Stattdes-

sen geht es um informierte und differenzierte Problemerörterungen so-

wie wissenschaftlich oder normativ begründete Politikvorschläge. Nicht

mehr, aber auch nicht weniger ist Absicht der hier angebotenen Sicht der

Dinge.

Auch dieser Band ist, wie andere Bücher, Resultat einer kollektiven

Anstrengung. Allen Beteiligten sei gedankt. Immer wieder profitiere

ich von den Debatten mit ehren- und hauptamtlichen Kollege:innen

innerhalb und außerhalb der IG Metall und von den Begegnungen mit

Studierenden, mit denen ich als Privatdozent und als Honorarprofessor

am Institut für Soziologie der Friedrich-Schiller-Universität Jena arbei-

ten darf. Danken möchte ich auch Catharina Heppner und Eva Janetzko

vom Campus-Verlag, die das Projekt von Beginn an engagiert begleitet

haben. Besonderer Dank gilt aber Klaus Pickshaus und Stephan Hebel.

Gemeinsam entwickelten sie die Idee, Probleme zeitgenössischer Politik
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nicht, wie so oft schon praktiziert, in Form einer akademischen Schrift,

sondern in einem leichter zugänglichen Dialog zu bearbeiten. Eine Idee,

der ich mich ohne Zögern anschließen konnte. Dabei hat Klaus Picks-

haus das Projekt durch die kontinuierliche Kooperation mit dem Verlag

und stets inspirierende inhaltliche Inputs vorangetrieben. Sein Beitrag

zum Gelingen des Bands ist kaum zu überschätzen. Besonderen Dank

schulde ich natürlich auch Stephan Hebel. Mit gelassener Souveränität

führte er durch die Gespräche. Zugleich forderte er mir mit seinen stets

konstruktiv-kritischen Fragen immer wieder ab, eigene Einschätzungen

zu überprüfen sowie Gedanken neu zu ordnen und zu konkretisieren.

Dass der Band nicht wenig von seiner redaktionellen Kompetenz und

seiner beeindruckenden journalistischen Professionalität profitiert hat,

sei ebenfalls hinzugefügt.

Bleibt zu hoffen, dass wir mit dem vorliegenden Produkt ein Format

gefunden haben, das interessierten Leser:innen einen leicht zugänglichen

Weg zu den diskutierten Fragen offeriert. Sollte der Band vor allem bei

Studierenden und meinen gewerkschaftlichen Kolleg:innen das Interesse

an Debatten dieser Art befördern, und sollte er gar den einen oder ande-

ren Impuls für praktischesHandeln freisetzen, hätte sich das Ganzemehr

als gelohnt. Bliebe noch festzuhalten, dass eventuelle Unzulänglichkeiten

selbstredend alleine auf mein Konto zu verbuchen sind.

Hans-Jürgen Urban

Frankfurt/M., April 2023
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1 Gesellschaft in der Krise: Diagnosen und Debatten

Die Rechte kann sich auf dieWelt, so wie sie ist, und auf Tendenzen stützen, die sich in

derKrise ohnehin verstärken.Aber die Linkemussdie gesellschaftlicheWelt neuerfin-

den und dasWagnis von Politikangeboten eingehen, für die es keine Erfolgsgarantien

gibt. Sie liefert ein Stück Unsicherheit in Zeiten, in denen bei vielenMenschen Sicher-

heit gefragt ist. Ein unfairer Wettkampf mit sehr ungleich verteilten Chancen, gewiss.

Aber einfacher wird die Rückgewinnung linker Hegemonie nicht zu haben sein.

StephanHebel:Wirwerden in diesem ersten Kapitel noch auf strukturelle

Merkmale der »Vielfachkrise« kommen, in der sich der Kapitalismus ge-

genwärtig befindet.Abermichwürde zunächst interessieren,wie sichdie-

ser Krisenzustand aus Deiner Sicht in der Gesellschaft spiegelt, vor allem

auch in den Betrieben. Krise sei das neue Normal, sagt zumBeispiel Malu

Dreyer, dieMinisterpräsidentin von Rheinland-Pfalz. Gibt das aus Deiner

Sicht die Stimmung in der Gesellschaft wieder?

Hans-Jürgen Urban: Die Formulierung vom »neuen Normal« hat sich

mittlerweile eingebürgert, und das zunächst aus guten Gründen. Sie

verweist darauf, dass es keine Rückkehr in die Vorkrisennormalität gibt.

Insofern hat sie durchaus ihre Rationalität. Ichweiß aber nicht, ob der Be-

griff wirklich die Stimmungslage in der Gesellschaft einfängt. Schon 2012

hat das Institut für Demoskopie Allensbach aufgrund einer Umfrage die

allgemeine Stimmung in der Gesellschaft als »entspannten Fatalismus«

beschrieben.Die Studie entstand kurz nach der großen Finanzmarktkrise

der Jahre 2008 und folgende. Auch damals tat Europa sich schwer, die

Probleme zu lösen. In der Gesellschaft herrschte Krisenstimmung. In der

Diagnose des »entspannten Fatalismus« waren schon Elemente angelegt,
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die sich heute verstärkt haben: VieleMenschen hatten denEindruck, nicht

mehr durchzublicken und die gesellschaftliche Entwicklung nicht mehr

zu verstehen. Sie fühlten sich nicht wirklich gut aufgehoben bei denen,

die politische Verantwortung im Land trugen.

Es waren also bereits Elemente von Resignation gegenüber den poli-

tisch Agierenden zu beobachten, die ja durchWahlen beauftragt sind, aus

Veränderungen ein »neues Normal« im positiven Sinne zu formen. Die-

se resignativenMomente haben sich inzwischen verstärkt, ja radikalisiert.

Heutewürde ich nichtmehr von entspanntemFatalismus, sondern von ei-

ner »zornigen Resignation« sprechen. Die Aggression, die Wut und auch

dieGewaltbereitschaft vonMenschen, sowohl gegenüber »normalen«Mit-

menschen als auch gegenüber politischenEliten,haben sich erheblich ver-

schärft. Das gilt auch für das damals schon angelegte Gefühl, dass »die da

oben« sich nicht wirklich um »uns« kümmern. Relevante Teile der Bevöl-

kerung, unter ihnen auch betriebliche Kolleginnen und Kollegen, signali-

sieren sehr deutlich, dass sie bei denjenigen eine Verletzung der Fürsor-

gepflicht empfinden, die sie eigentlich damit beauftragt haben, die allge-

meinen Dinge so zu regeln, dass die eigene Zukunft berechenbar bleibt

und die Gesellschaft sich insgesamt gut entwickelt.

Hebel:Wie drückt sich das bei den Kolleginnen und Kollegen in den Be-

trieben aus?

Urban: Viele fühlen sich durch das, was sie an Politik wahrnehmen, mit

ihren Interessen, mit ihren Ängsten und mit ihren Zukunftssorgen nicht

aufgehoben, jedenfalls nicht gut. Sie haben den Eindruck, dass kein Be-

mühen vonseiten der politisch Handelnden erkennbar ist, sich näher an

das heranzubewegen, was den Menschen im Alltag besonders auf den

Nägeln brennt. Ich glaube allerdings, dass hier ein gewisser Unterschied

zwischen Ost- und Westdeutschland festzustellen ist. In Ostdeutschland

ist dieses Gefühl deutlich stärker ausgeprägt. Ich vermute, das hat damit

zu tun, dass die Menschen in Ostdeutschland sich nicht nur von den poli-

tischen Repräsentant:innen allein gelassen fühlen, sondern sich auch um

eine Hoffnung betrogen sehen. Zu Zeiten der Systemkonkurrenz hofften

viele auf den umfassend guten D-Mark-Kapitalismus, der Freiheit und

Wohlstand für alle, ich betone: für alle, bereithält.DieseHoffnung hat sich

als Illusion erwiesen, und offenbar empfinden es viele als sehr schmerz-

haft, sich ihr hingegeben zu haben. Viele Menschen in Ostdeutschland
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haben zu DDR-Zeiten den alten Eliten nicht geglaubt, wenn sie schlecht

vom Kapitalismus geredet haben. Sie sind vielmehr davon ausgegangen,

dass dieser Kapitalismus gerade deshalb himmelblau ist, weil die SED

ihn in schwarzen Farben malt. Diese Erwartung wurde bitter enttäuscht.

Viele Ostdeutsche fühlen sich zusätzlich um die Errungenschaften der

friedlichen Revolution betrogen, für die sie doch in der akuten Phase

der Wiedervereinigung so gelobt worden sind. Die Anerkennung, die es

damals gab, ist dahin. Das wird als große Enttäuschung, ja als kollektive

Kränkung empfunden. In Westdeutschland liegen die Dinge meines Er-

achtens etwas anders. Hier dominiert die Furcht vor dem Abrutschen in

materielle Armut oder vor dem sozialen Statusverlust. Und hier scheint

mir das Gefühl vorzuherrschen, dass die politisch Handelnden es nicht

aus bösem Willen versäumen, die kumulierenden Probleme zu lösen,

sondern aus Unfähigkeit. Vor allem das Misstrauen mit Blick auf die

Problemlösungskompetenz der Politik ist ausgeprägt. Aber auch das läuft

am Ende darauf hinaus, dass man sich alleingelassen und den vielfälti-

gen Krisen ausgeliefert fühlt. Es führen also zwei Erfahrungswelten und

Gefühlszustände zu einer gemeinsamen Grundstimmung.

In Betrieben, sprich: bei unseren Funktionär:innen, bei den Betriebs-

rät:innen und Vertrauensleuten, verhält es sich noch ein bisschen anders:

Da würde ich von einem »angespannten Interventionismus« sprechen.

Was meine ich damit? Vor einiger Zeit ist ein Team um Dieter Sauer und

Richard Detje in einer Studie der Frage nachgegangen, warum sich nach

der Finanzkrise der Jahre 2008 und folgende keine Radikalisierung des

Widerstands in den Betrieben ergeben hat, obwohl das Krisenerlebnis

manifest war. Nach Befragungen von ehrenamtlichen Funktionär:innen

kamen sie zu der These, dass man diese Krise durchaus als tiefgreifend,

aber nicht als etwas grundsätzlich Neues empfand.1 Man sah sich schon

damals seit 15 Jahren in einemanhaltendenKrisenmodus.Bis heute veror-

ten sich viele Betriebsräte seit mehr als drei Jahrzehnten in einer Krise in

Permanenz.Die Ausschläge der Krisen sindmal heftiger undmal weniger

heftig, aber als prinzipiell neues Phänomen werden krisengeschüttelte

Entwicklungsphasen nicht wahrgenommen.Vielleicht führte das zu einer

gewissen Gelassenheit. »Wir können Krise«, so bringen es viele auf den

Punkt. Gleichwohl handelt es sich dabei nicht um eine passive, sondern

um eine aktive Gelassenheit. Die Krisenausschläge wurden nicht ein-

fach hingenommen oder erduldet. Sie führten zu einer eingreifenden

Interessenpolitik. Permanente Konflikte um den Erhalt von Arbeitsplät-
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zen, Einkommen und einigermaßen akzeptablen Arbeitsbedingungen

begleiteten die permanenten Krisen. Diese Interessenpolitik, die in die

betrieblichen Umbrüche eingriff, war der rote Faden, der alle bisherigen

Krisenphasen durchzog. Diese kräftezehrende Krisenpolitik zum Schutz

der Beschäftigten war sicherlich nicht immer von Erfolgen gekrönt. Aber

sie steht für eine Haltung der aktiven Gegenwahr, die ich mit dem Begriff

des »angespannten Interventionismus« zum Ausdruck bringenmöchte.

Natürlich stellt sich hier sofort die Frage nach den Ursachen der per-

manenten Krise und den darauf fußenden Erfahrungen. Einige Krisen-

treiber sind schnell benannt. So ist jeder wirtschaftliche Strukturwandel

für die negativ betroffenen Betriebe und Branchen mit Profitkrisen für

die Unternehmen und damit auch mit Beschäftigungs- und Einkom-

menskrisen für die Beschäftigten verbunden. Gleiches gilt in der Regel

für den Einzug technischer Innovationen, Stichwort Digitalisierung.

Und dass die verschärfte Globalisierung mit der Bedrohung von Arbeits-

und Sozialstandards einhergeht, hat sich auch herumgesprochen. Doch

ein kapitalismustheoretisch informierter Blick geht tiefer. Die tiefer lie-

gende Ursache der permanenten Krisenanfälligkeit der Wirtschaft ist in

dem Formationswechsel des Kapitalismus, kurz zusammengefasst, in

der Herausbildung des Shareholder-Value-Kapitalismus zu suchen. Der

Shareholder-Value-Kapitalismus, oder besser: der Finanzmarkt-Kapi-

talismus, stellt – vereinfacht gesagt (!) – eine Formation dar, in der die

gesamte Ökonomie und oftmals auch wesentliche Teile der Gesellschaft

und der Politik durch die strategischen Akteur:innen und die Spielre-

geln der Finanzmärkte dominiert werden. Das hat auch für die Sphäre

der Realakkumulation, also die sogenannte Realwirtschaft, erhebliche

Auswirkungen. Der Wert etwa eines Industrie-Unternehmens bemisst

sich nicht nach der Qualität oder der Nützlichkeit von Produkten, auch

nicht nach dem technologischen Stand der Produktionsverfahren, son-

dern nach dem Aktienkurs und der Wertigkeit, die dem Unternehmen

auf den Finanzmärkten zugeordnet wird. Gute, in diesem Sinne: wert-

orientierte Unternehmensführung bedeutet unter diesen Bedingungen,

die Unternehmen zu einer Rendite zu treiben, die mit den Profiten von

Finanzgeschäften mithalten kann. Und Unternehmen, die dies in Ge-

genwart oder Zukunft realisieren können, geraten dann ins Visier der

Finanzmarktakteure, die bekanntlich seit dem Ausspruch des Sozial-

demokraten Franz Müntefering auch Heuschrecken genannt werden.

In diesem Kapitalismus werden Arbeitnehmerstandards nicht nur in
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Zeiten roter Zahlen infrage gestellt. Mitunter ereignen sich die größten

Angriffe auf Beschäftigung, auf Einkommen und Sozialstandards, wenn

die Betriebsergebnisse besonders gut sind. Gerade dann werden Betriebe

oft zum Objekt sogenannter aktivistischer Finanzinvestoren, die durch

kurzfristige und zumeist auch kurzsichtige Restrukturierungsoffensiven

Kosten minimieren und Profite maximieren. In der Regel zum Nachteil

der Zukunftsperspektiven von Unternehmen, vor allem aber der Beschäf-

tigten. Insofern ist die permanente Infragestellung von Sozialstandards

die neue Normalität im Finanzmarkt-Kapitalismus. Das ist der objektive

Hintergrund dieser permanenten Krisenerfahrung.

Hebel: Ich möchte trotzdem noch einmal auf den »entspannten Fatalis-

mus« und das »neue Normal« zurückkommen, in dem für mich ebenfalls

etwas Fatalistisches steckt.Wir haben eineinhalb Jahrzehntehinter uns, in

denen Angela Merkel wie eine Schutzpatronin am Himmel schwebte und

verkündete: Deutschland geht es gut. Haben wir nicht trotz aller Krisen-

erfahrung viel zu lange geglaubt, die Lebensweise, die wir im fossilen Ka-

pitalismus gewohnt sind,könnte auf ewig fortgeschriebenwerden?Waren

nicht die Lüge und der bequeme Irrtum,dass alles imGroßen undGanzen

so weitergehen könne, in der Gesellschaft viel zu tief verankert?

Urban: Ja, das spielt sicherlich auch eine Rolle, aber ich sehe noch ein an-

deres, längerfristiges Phänomen, das wir dringend thematisieren sollten:

Ich glaube, 20, 30 Jahre neoliberale Sachzwang-Rhetorik haben dazu ge-

führt, dass es in der Gesellschaft und auch in denMedien eine eigentümli-

cheBescheidenheitmit Blick auf denWunschgibt,durch eigenesHandeln

die Dinge zu verändern. Anpassungsfähigkeit ist zur Tugend der Gegen-

wart geworden und nicht die Fähigkeit, einzugreifen und die Dinge zum

Guten zu verändern.

Hebel:Das ist genau die schwarze Seite dieses Fatalismus.

Urban: So ist es, und der Begriff der neuen Normalität suggeriert im

Grunde trotz Veränderung die Möglichkeit zur ersehnten Kontinuität.

In der neuen Normalität steckt das Neue, aber auch das Normale, das

mit dem Bekannten gleichgesetzt wird. Neue Normalität bedeutet dann:

Anpassung an das, was sich aus der Verlängerung der Krisentendenzen

ergibt. Eine Grundhaltung, die in der Wirtschaft durch die Anpassungs-
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zwänge kapitalistischer Konkurrenz immer wieder abgefordert und

gesellschaftlich eingeübt wird und die sich in der gegenwärtigen Krise

als soziale Mentalität wiederholt. Es wird nicht gefragt: Wie greifen wir

proaktiv ein?Wie bestimmenwir, welche neue Normalität kommenwird?

Politik nimmt sich zurück auf das Ziel, vor den krassesten Krisenfolgen zu

schützen, in der Hoffnung, bald zum guten Bekannten zurückzukehren.

Das zeigt sich jetzt in der Vielfachkrise besonders deutlich: Die Anpas-

sung an vermeintlich nicht zu verändernde Dinge wird zur zentralen

gesellschaftlichen Tugend, und es verkümmert der traditionelle Anspruch

von sozialreformerischer Politik, von sozialdemokratischer oder auch

sozialistischer Politik, die Dinge nicht laufen zu lassen, sondern ein-

zugreifen, um sie im Sinne von Werten wie sozialer Gerechtigkeit oder

gesellschaftlichem Gemeinsinn zu gestalten.

Doch dieser Gehorsam gegenüber vermeintlich unentrinnbaren Sach-

zwängen verblasst allmählich. In Teilen der Bevölkerung ist seit einigen

Jahren das Gefühl herangewachsen, dass irgendetwas nicht stimmt mit

unserer Lebensweise, mit der Art, wie wir wirtschaften und nicht zuletzt

mit dem so gepriesenen »Exportweltmeister-Modell Deutschland«; dass

irgendetwas nicht stimmen kann,wenn es »uns« – in Anführungszeichen,

weil ich dieses kollektive »wir« gar nicht mag – trotz mannigfacher Pro-

bleme doch relativ gut geht, während in der Welt sich die Krisen immer

weiter zuspitzen. Was aber fehlt, sind Fähigkeit und Bereitschaft, dieses

Gefühl zu intellektualisierenundeskonsequent zudurchdenken. Ichglau-

be wie Du, dass in großen Teilen der Gesellschaft lange die Hoffnung vor-

herrschte, man könnte die Krisenphasen aussitzen, sozusagen überwin-

tern. Diese Hoffnung scheint mir immer mehr zu schwinden. Ich würde

nicht behaupten, dass die strukturellen Defizite unserer zukunftsunfähi-

gen Produktions- und Lebensweise, die offensichtlich schon aus ökologi-

schen Gründen nicht globalisierbar ist, schon auf dem Tisch lägen. Aber

das Gefühl von der »nachhaltigen Nichtnachhaltigkeit« des Gegenwarts-

kapitalismus, wie es der Soziologe Ingolfur Blühdorn formuliert hat, ist

tief in die Gesellschaft, auch in viele Betriebe, eingesickert.Da hat sich ge-

genüber der Vergangenheit viel verändert.

Hebel: Das allerdings kann auch den Verkünder:innen von Scheinlösun-

gen in die Hände spielen, wenn es nicht gelingt, eine breite Öffentlichkeit

mit den strukturellen Ursachen vertraut zu machen.Wir kommen ja spä-
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ter im Gespräch noch auf die Rechtstendenzen, aber vielleicht sagst Du

schon hier ein paar Sätze zu dieser Gefahr.

Urban: Der Hinweis ist richtig, leider sehr richtig. Der Konfliktforscher

Wilhelm Heitmeyer hat auf der Grundlage seiner Forschungen darauf

verwiesen, dass die Krisenwallungen der Gegenwart eine Gelegenheits-

struktur für autoritäre Bewegungen liefern. Und der Jenaer Soziologe

Klaus Dörre stellt fest: In Situationen gesellschaftlicher Weichenstellun-

gen herrscht zunächst allgemein Verunsicherung, und die führt oftmals

zu massiven Kontrollverlust-Ängsten. Das ist auf der einen Seite nicht

immer negativ, weil es die Bereitschaft hervorbringt, alte Denkmuster,

die sowieso nicht mehr funktionieren, gegebenenfalls infrage zu stellen.

Aber wenn Denkmuster und Denkstrukturen in Bewegung geraten, be-

ginnt der Kampf, in welche Richtung sie sich neu strukturieren. Das ist

letztlich ein Kampf um gesellschaftliche Deutungsmacht, um Hegemo-

nie, wie man mit dem italienischen Marxisten Antonio Gramsci sagen

würde. Gegenwärtig scheinen diejenigen, die das Ganze in Richtung von

autoritären, antidemokratischen, rassistischen, sexistischen Deutungs-

mustern strukturieren wollen, besser aufgestellt als diejenigen, die das

Denken solidarischer, humanistischer, universalistischer, meinetwegen

auch kosmopolitischer gestalten wollen. Dieser Kampf ist in vollem Gan-

ge, und die politische Rechte stellt sich entsprechend auf. Dabei ist die

rechte Bewegung keineswegs nur eine Bewegung von Deklassierten oder

von Besitzbürgern, die Angst um ihren sozialen Status haben. Sie ist

eine gesellschaftlich heterogene Kraft, mit intellektuellen Zentren, mit

Politprofis, die den ganzen Unmut organisieren und zielgerichtet kana-

lisieren. Gerade die Rolle dieser Profis, die vielfach aus Westdeutschland

kommen, aber in Ostdeutschland ihr Unwesen treiben, wird oft über-

sehen, oder vielleicht sogar unterschlagen. In der sogenannten Neuen

Politischen Ökonomie, ein Zweig der herrschenden Wirtschaftswissen-

schaften, oder der sogenannten Ökonomischen Theorie der Politik, ein

Zweig der etablierten Politikwissenschaft, existiert die Figur des politi-

schen Unternehmers. Gemeint sind damit nach offizieller Lesart Akteure,

also Persönlichkeiten oder auch Parteien, die zum Zwecke der Steigerung

ihrer Wahlchancen Unzufriedenheit unter vernachlässigten Wähler-

gruppen aufspüren und deren Interesse, Wünsche oder Vorstellungen

in die eigenen Politiken oder Programme aufnehmen. Im Unterschied

zu Unternehmern in der Wirtschaft verfolgt der politische Unternehmer
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nicht Gewinnmaximierung, sondern Stimmenmaximierung als Ziel. Zu

solchen politischen Unternehmern würde ich etwa Alexander Gauland

zählen, einstMitgliedderCDUundderHessischenStaatskanzlei und spä-

ter einer von zwei AfD-Bundesprechern. Im weiteren Sinne gehören aber

auch rechte Intellektuelle dazu. Etwas Götz Kubitschek,Mit-Gründer des

neurechten Instituts für Staatspolitik oder auch Jürgen Elsässer, der einst

Redakteur in radikal-linkenMagazinenwar und heute, lautWikipedia, als

Gründer und Chefredakteur des rechten Monatsmagazins Compact sowie

als Mitgründer des rechtsextremen Kampagnennetzwerks Ein Prozent

und als enger Kooperationspartner von Götz Kubitschek, dem Institut für

Staatspolitik und dem Verlag Antaios im rechtsextremen Spektrum aktiv

ist.

Wie gesagt, diese Polit-Profis kommen alle aus Westdeutschland, und

ohne sie hätten sich die rechten Zentren in Ostdeutschland vermutlich

nicht so rasch und besorgniserregend entwickelt. Wie dem auch sei,

zum gegenwärtigen Zeitpunkt lässt sich leider kaum leugnen, dass die

gesellschaftliche und politische Rechte einen organisationspolitischen,

vielleicht sogar einen ideologischen Vorsprung bei der Neustrukturierung

gesellschaftlicher Denkmuster und imKampf umdiejenigen hat, die nach

neuer Orientierung suchen.

Hebel: Kann das daran liegen, dass die linken Erklärungsmuster und Lö-

sungsvorschläge schlicht und einfach komplizierter sind, vielleicht not-

wendigerweise?Womit wir dann fast schon übergehen zu den strukturel-

len Ursachen der Vielfachkrise.

Urban:Da rate ich zur Differenzierung. Sozialwissenschaftliche Analysen

und daraus abzuleitende Politikempfehlungen dürfen keinesfalls hinter

die Komplexität der sozialen Phänomene zurückfallen. Sie müssen sich

dieserKomplexität stellen,wollen sie nicht ander gesellschaftlichenOber-

fläche verharren. Aber für politische Organisationen oder Bewegungen

oder für die Intellektuellen der Linken im weiteren Sinne…

Hebel: …auch für Gewerkschaften?

Urban: …und ja, auch für Gewerkschaften reicht das natürlich nicht aus.

Für sie muss die Benennung der Komplexität sozialer Phänomene Aus-

gangspunkt einer ebenfalls komplexen Übersetzungsarbeit sein, um mit
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Blick auf eine problemadäquate Rhetorik, Metaphorik und auch mit den

Denkfiguren und Politikempfehlungen näher an diejenigen heranzukom-

men, um deren Weltdeutungen man kämpft. Und da stimme ich Dir zu,

dass die Rechten es einfacher haben, denn sie haben einen vermeintlich

unschlagbaren Vorteil: Rechte populistische Mobilisierung setzt in der

Regel an Wahrnehmungen und Denkfiguren an, die in der Gesellschaft

latent oder manifest vorhanden sind. Ich spreche hier von Denkmus-

tern, in denen mentale Strukturelemente eines latenten Rassismus, eines

latenten Standortchauvinismus oder auch eines ausgeprägten Patriar-

chats schlummern. Diese Denkmuster und mentalen Strukturelemente

sind bekanntlich seit Jahrhunderten tragende Säulen des Kapitalismus.

Der Rassismus begründete koloniale und heimische Ausbeutung von

Menschen, die aufgrund von Hautfarbe und ethnischer Herkunft abge-

wertet wurden; auf dem Patriarchat basierten Familienmodelle, die die

unentgeltliche Sorgearbeit von Frauen zur Quelle privaten Profits werden

ließ. Und Standortchauvinismen blockieren bis heute stabile Solidari-

tätsbeziehungen der Arbeitenden verschiedener Länder. Zweifelsohne

sind diese Phänomene in den historischen Entwicklungsphasen des Ka-

pitalismus unterschiedlich stark ausgeprägt und haben unterschiedliche

Auswirkungen auf das individuelle und gesellschaftliche Leben. Aber in

Zeiten, in denen sich der Kampf um knapper werdende Ressourcen in

der Gesellschaft verschärft, werden sie in der Regel aktiviert. Entweder in

der Orientierung der Einzelnen, oder durch die gezielte Anrufungmittels

politischer und kultureller Strategien, etwa durch die erwähnten politi-

schen Unternehmer. Der gegenwärtige Autoritarismus, den Heitmeyer

und andere beschreiben, ist ein Paradebeispiel dafür. Da der Kampf um

die soziale Zukunft härter wird und die sozialstaatlichen Ressourcen

knapper, gewinnen ethnische Herkunft, Nationalität und Geschlecht bei

der Formulierung von scheinbar legitimen Zugriffsrechten auf die knap-

per werdenden Güter wieder an Bedeutung. Die Rechte kann die damit

verbundenen Konflikte zuspitzen, kann sie in andere Kontexte stellen. Sie

kann, in klassischer Terminologie gesprochen, affirmativ intervenieren,

also scheinbar gerechte Veränderung versprechen, ohne die sozioöko-

nomischen Kernstrukturen der gesellschaftlichen Verhältnisse wirklich

antasten zumüssen.

Ich habe einmal mit Blick auf die Rechte von einer regressiven und in-

szenierten Rebellion gegen die sozialen, politischen und kulturellen Fol-

geschäden des neoliberalen Kapitalismus gesprochen.2Regressiv, weil die
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